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1. In der vorliegenden Rechtssache ersucht 
die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften den Gerichtshof gemäß Arti­
kel 226 EG, festzustellen, dass die Italieni­
sche Republik ihren Verpflichtungen aus 
der Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 
7. Dezember 1992 über die Festlegung ge­
meinsamer Regeln für bestimmte Beförde­
rungen im kombinierten Güterverkehr 
zwischen Mitgliedstaaten 2 nicht nachge­
kommen ist. 

2. Nach Artikel 2 der Richtlinie befreit je­
der Mitgliedstaat die in Artikel 1 der 
Richtlinie definierten Beförderungen im 
kombinierten Verkehr spätestens bis zum 
1. Juli 1993 von jeder Kontingentierung 
und Genehmigungspflicht. 

3. Am 28. Juli 1998 gab die Kommission 
eine mit Gründen versehene Stellungnahme 

ab, da in Italien immer noch ein System der 
Kontingentierung und Genehmigung für 
den kombinierten Verkehr in Kraft war. Am 
22. November 1999 ist die vorliegende 
Klage beim Gerichtshof eingereicht wor­
den. Die italienische Regierung hat ihre 
Vertragsverletzung auch anerkannt. Sowohl 
in ihrer Klagebeantwortung als auch in ih­
rer Gegenerwiderung weist die italienische 
Regierung darauf hin, dass sie ihren Ver­
pflichtungen durch die Annahme des am 
22. Mai 1998 in Kraft getretenen Dekrets 
Nr. 85 vom 14. März 1998 zum 1. Januar 
2001 nachkommen werde. Dieses Gesetz 
sieht zum 1. Januar 2001 eine vollständige 
Liberalisierung und bis dahin eine Über­
gangsregelung vor. Nach Ansicht der ita­
lienischen Regierung wird damit das vor­
liegende Verfahren gegenstandslos. 

4. Die Kommission vertritt demgegenüber 
den Standpunkt, dass die Italienische Re­
publik noch immer, zumindest aber bis 
2001, in Verzug sei. Sowohl die vor dem 
Inkrafttreten des Dekrets Nr. 85 geltende 
Regelung als auch die darin enthaltene 
Übergangsregelung (von April 1998 bis 
1. Januar 2001) widersprächen der Richt­
linie. Die Italienische Republik hätte ihren 
Verpflichtungen bereits zum 1. Juli 1993 

1 — Originalsprache: Niederländisch. 
2 — ABl. L 368, S. 38 (im Folgenden: Richtlinie). 

I - 3790 



KOMMISSION / ITALIEN 

nachkommen müssen; die Richtlinie er­
laube im Übrigen keine Übergangsregelung. 

5. Im Rahmen einer Klage gemäß Arti­
kel 226 EG ist die Frage, ob Verpflich­

tungen nicht erfüllt wurden, anhand der 
Lage zu beurteilen, in der sich der Mit­
gliedstaat bei Ablauf der Frist befand, die in 
der mit Gründen versehenen Stellungnahme 
gesetzt wurde; später eingetretene Verän­
derungen kann der Gerichtshof nicht be­
rücksichtigen 3. Da die Kommission die 
Klage nicht zurückgenommen hat, ist dieser 
stattzugeben. 

3 — Urteile vom 11. Juni 1998 in den Rechtssachen C-232/95 
und C-233/95 (Kommission/Griechenland, Slg. 1998, 
I-3343), vom 27. Oktober 1998 in der Rechtssache 
C-364/97 (Kommission/Irland, Slg. 1998, I-6593) und vom 
29. Oktober 1998 in der Rechtssache C-185/96 (Kommis­
sion/Griechenland, Slg. 1998, I-6601). 
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Ergebnis 

Im Licht der geschilderten Tatsachen und Umstände schlage ich dem Gerichtshof 
vor, 

a) festzustellen, dass die Italienische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus der Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 1992 
über die Festlegung gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen im 
kombinierten Güterverkehr zwischen Mitgliedstaaten verstoßen hat, dass sie 
nicht rechtzeitig die zur Umsetzung dieser Richtlinie erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften erlassen hat; 

b) der Italienischen Republik gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung die 
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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